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M Was hat ein Kleinkind von einem Restaurantbesuch? 
«Was habt ihr gegen mein Kind?», 
«Zentralschweiz am Sonntag» vom 
10. August

Sven Gallinelli beklagt sich als Vater 
einer zweieinhalbjährigen Tochter, dass 
Kinder in vielen Restaurants nicht zu 
den willkommensten Gästen gehören. 
Gegenfrage: Was hat ein Kleinkind von 
einem Restaurantbesuch? Was haben 
die Eltern davon, ständig wie auf Nadeln 
zu sitzen? Muss ein Kleinkind überall 
mitgenommen werden, auch wenn die 
Umgebung nicht kindergerecht ist? 

Meistens stören nicht Kinder per se. 
Sondern es stören Kinder mit Eltern, 
die es versäumt haben, ihnen beizu-
bringen, dass Restaurants kein Spiel-

platz sind. Wir können da nur dem 
Kollegen von Herrn Gallinelli, der selbst 
als Kellner gejobbt hat, Recht geben. 
Wir haben schon häufig erlebt, dass 
Kinder im Restaurant lärmend Fangis 
spielen und den Kellnern vor die Füs-
se laufen, ohne von den Eltern ermahnt 
zu werden.

Wenn man am Abend in einem Res-
taurant gemütlich essen möchte, dann 
trägt Kindergeschrei nicht unbedingt zu 
einer entspannten Stimmung bei, zumal 
man seinen eigenen Nachwuchs zu 
Hause gelassen hat. Viele Eltern setzen 
ihren Kindern keine Grenzen, auch 
wenn sich andere Gäste gestört fühlen. 
Sie fordern stattdessen Toleranz gegen-
über ihren Kindern ein und vergessen 

dabei, selbst die Bedürfnisse nach einem 
ruhigen Abend der anderen Gäste zu 
berücksichtigen.

MARION UND MARKUS GUBLER,  
MÜNSTER VS

Stellen Sie sich vor, Sie gehen in ir-
gendeinen Gastrobetrieb. Dann könnten 
Sie mit folgenden Szenarien konfrontiert 
werden:

 " Gezeter und Geplärre statt sanfte Hin-
tergrundmusik

 " «Offroader»-Chindsscheesen versper-
ren die Durchgänge zwischen den Ti-
schen

 " Am Boden spielen Kinder, da, wo die 
Kunden mit den Tabletts von der Kasse 
kommen

 " Kinder klettern mit dreckigen Schuhen 
auf Stühlen und Bänken herum

 " Kinder rennen um Tische und Kellner
 " Kinder laden am Sonntagsbrunch-

Buffet ihre Teller bumsvoll und lassen 
dann die Hälfte stehen

 " Mütter stillen
 " Grund für das – verständlicherweise – 

nicht überall gern gesehene Benehmen 
dieser Klientel: Deren Grosseltern waren 
eingefleischte 68er ...

IRENE PROBST, 
LUZERN

Ein Unwetter droht
Über der Kirche St. Laurentius in Giswil ziehen Gewit-
terwolken auf. Doch vor Überschwemmungen ist sie 
sicher. Sie steht auf einem Hügel. Leserbild Silvia Rymann, Kriens

Der Sonnenberg 
gehört allen
«Böschenhof in Kriens: Kanton sagt 
Ja zum Hausabriss», Ausgabe vom 
30. Juli

Ich lebe und arbeite in Kriens. Von 
meinem Atelier an der Längrütistras-
se aus geniesse ich täglich meinen 
Ausblick. Ich sehe den Sonnenberg 
mit all seinen wechselnden Schattie-
rungen. Und oft muss ich ihn unter 
meinen Füssen spüren, um dadurch 
eine andere Perspektive zu erleben. 
Mir geht es ernsthaft um den Sonnen-
berg. Er ist öffentlich, gehört dem 
Volk, dem, der dort wandert und 
reitet, also auch mir. Ich glaubte, in 
einem demokratischen Land zu le-
ben, aber das kommt für mich korrupt 
daher. Es gibt ausdrücklich Landwirt-
schaftszonen. Aber mit Geld kann 
man wohl alles bekommen.

Wie kann es so weit kommen, dass 
ein Begüterter auf dem Sonnenberg 
ein Eigenheim bauen darf? Respek-
tabel wäre, den auch heilpädagogi-
schen Reiterhof, den Böschenhof, zu 
unterstützen. 

RUTH LEVAP ZEHNDER,  
KÜNSTLERIN, KRIENS

So könnte man sparen
«Sparen beim ÖV: Das sagen die 
Parteien», Ausgabe vom 30. Juli

Die im Sparprogramm 2015–2017 
vorgesehenen Ausdünnungen der 
Fahrplantakte von Linien widerspre-
chen einer nachhaltigen Verkehrs-
politik und sind klar abzulehnen. Im 
Gegenteil: Es besteht Bedarf nach 
Ausbau des Angebots. So ist die See-
talbahn ab 21 Uhr nur noch ein 
Bummler mit Stundentakt. Auch bei 
der Zentralbahn müssten mehr Züge 
fahren. 

Die geplante Einsparung von 10 Mil-
lionen Franken werden aber zur 
Hauptsache erzielt, indem man den 
Bushub Ebikon mit Verlängerung der 
Linie 1 sowie die neue Linie 3 Kriens– 
Emmenbrücke hinausschiebt. Weil 
Bushubs nicht unbestritten sind, hat 
der Kantonsrat am 31. März 2014 ver-
bindlich festgehalten: «Bei der Reali-
sierung von neuen Umsteigeknoten 
von Bus und Bahn wird darauf ge-
achtet, dass die Reisezeiten nicht ver-

längert werden und der Takt nicht aus-
gedünnt wird.» Ein Umsteigen von den 
Linien 22 und 23 in Ebikon auf die Linie 1 
verlängert die Reisezeit auf jeden Fall. 
Auch das Umsteigen auf die Bahn mit 
lediglich einem überfüllten Zug pro hal-
be Stunde ist keine taugliche Alternative. 
Von Obernau wird der Takt ausgedünnt, 
von Kriens nach Luzern ist jeder zweite 
Kurs ein kleinerer Bus nach Emmen-
brücke, bedient also die frequenzstärks-
ten Haltestellen Kantonalbank, Bahnhof 
und Schwanenplatz nicht. Zur Linie 3: 
An der Tagung «Tram oder Bus» gab der 
Projektleiter der Hochschule Luzern eine 
ausweichende Antwort auf die Frage, ob 
bekannt sei, woher und wohin die Leu-
te fahren (wollen). Mit dem Verzicht auf 
diese Massnahmen wird der Weg frei, 
in drei Jahren ein besseres Konzept auf 
soliden und aktualisierten Grundlagen 
(Busspur Pilatusstrasse, zweiter Bus-
perron am Bahnhof für mehr Durch-
messerlinien, Schnellkurse) zu haben. 

HUGO FESSLER,  
DIPL. VERKEHRSINGENIEUR ETH/SVI, LUZERN

INTERNET Weitere Lesermeinungen 
unter www.luzernerzeitung.ch

Harsche Kritik an Thurgau
FREMDSPRACHEN Im Kan-
ton Thurgau soll Französisch 
erst auf der Sekundarstufe 
unterrichtet werden. Nun wol-
len das Tessin und die Roman-
die gar den Bund anrufen.

sda. Der Grosse Rat des Kantons 
Thurgau hatte am Mittwoch mit 71 zu 
49 Stimmen gegen den Willen der Re-
gierung eine Motion überwiesen, wo-
nach der obligatorische Fremdsprachen-
unterricht aus dem Lehrplan der Primar-
schule zu streichen ist. Dieser Entscheid 
hat bei den Mitgliedern der Konferenz 
des Bildungswesens der Romandie und 
des Tessins (CIIP) für «Bestürzung» und 
«Irritation» gesorgt, wie die CIIP gestern 
mitteilte. Präsidentin der CIIP ist zurzeit 
die Waadtländer Erziehungsdirektorin 
Anne-Catherine Lyon (SP).

Die CIIP bedauere den Entscheid der 
Mehrheit des Thurgauer Parlamentes 
und teile die Äusserungen der Thurgau-
er Erziehungsdirektorin Monika Knill 
(SVP), dass sich der Thurgau damit 
innerhalb des schweizerischen Erzie-
hungssystems isoliere und die Romandie 
brüskiere.

Das von der Schweizerischen Erzie-
hungsdirektoren-Konferenz (EDK) 2004 
beschlossene Sprachenmodell 3/5 mit 
Englisch ab der dritten und Französisch 
ab der fünften Klasse sei staatspolitisch 
wichtig. Die CIIP beobachte bereits seit 
mehreren Monaten mit Beunruhigung 
und Unverständnis die politischen Inter-
ventionen und heftigen Diskussionen 
rund um den Fremdsprachenunterricht, 
welche in einem Teil der deutschspra-
chigen Kantone geführt würden.

Für nationalen Zusammenhalt
Um den nationalen Zusammenhalt 

und die kulturelle und sprachliche Viel-
falt zu erhalten und zu festigen, seien 
gemeinsame, solidarische Anstrengun-
gen aller Kantone unerlässlich. Die Ver-
treter des Bildungswesens der Romandie 
und des Tessins wünschen sich gemäss 

Mitteilung, dass der Entscheid des Thur-
gauer Parlamentes weder verwirklicht 
wird noch in anderen Kantonen Schule 
macht.

Die CIIP will sich im Rahmen der 
Schweizerischen Erziehungsdirektoren-
Konferenz mit Nachdruck dafür ein-
setzen, dass die Fremdsprachenstrategie 
ausnahmslos umgesetzt wird. Andern-
falls sähe sie sich gezwungen, den Bun-

desrat anzurufen. In einem Interview 
mit der Tageszeitung «Le Temps» for-
derte der Walliser Nationalrat Mathias 
Reynard (SP), Lehrer und Mitglied der 
Bildungskommission des Nationalrats, 
bereits den Bundesrat zum Handeln auf. 
So könnte beispielsweise über das Spra-
chengesetz klarer verlangt werden, dass 
das Lernen einer nationalen Sprache 
Vorrang gegenüber einer ausländischen 

Fremdsprache haben müsse. «Wir su-
chen dafür eine Mehrheit im Parlament 
bis im September», sagte er.

Verstoss gegen Verfassungsauftrag
Für den Zentralpräsidenten der Leh-

rerinnen und Lehrer Schweiz (LCH), 
Beat Zemp, verstösst der Thurgauer 
Entscheid gegen den Verfassungsauftrag 
und gegen den Entscheid der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz. «Die Frage 
der Fremdsprachen auf Primarstufe 
muss nochmals ernsthaft diskutiert wer-
den», fordert Zemp in einem Interview 
mit der «Basler Zeitung». Denn die 
Bedingungen für zwei Fremdsprachen 
in den Primarschulen seien bisher nicht 
gegeben. «Es braucht dringend Verbes-
serungen wie mehr Lektionen, ange-
passte Lehrmittel und einen Unterricht 
in Halbklassen», sagte Zemp. Deshalb 
plädiere der Lehrerverband für ein Zwei-
sprachenangebot an der Primarschule, 
das von den Kindern je nach Leistungs-
vermögen genutzt werden könne.

Zwar stimme es «teilweise», dass Kin-
der mit zwei Fremdsprachen in der 
Primarschule überfordert seien. «Ein 
generelles Lernverbot auch für leistungs-
starke Schüler ist sicher nicht die rich-
tige Lösung.» Zemp sieht dadurch das 
Gebot der Chancengleichheit in Gefahr.

Muss der Bund eingreifen?
Entweder einige sich die Erziehungs-

direktorenkonferenz auf ein gemeinsa-
mes Konzept, ansonsten käme der Bund 
nicht darum herum, einzugreifen, sagte 
Zemp. Innenminister Alain Berset hatte 
im März im Nationalrat bereits ange-
kündigt, er werde allenfalls von dieser 
Kompetenz Gebrauch machen.

Christoph Eymann, Präsident der Er-
ziehungsdirektorenkonferenz EDK und 
baselstädtischer Erziehungsdirektor, 
sprach sich jedoch gegen eine Inter-
vention des Bundesrates aus. «Jetzt sind 
wir, die Kantone, gefordert, eine ge-
meinsame Lösung zu finden», hatte 
Eymann am Donnerstag der Nachrich-
tenagentur SDA gesagt. «Es wäre sehr 
unangenehm, wenn wir als Verantwort-
liche das nicht schaffen würden und der 
Bund intervenieren müsste.» 

Verjährungsfrist 
soll länger werden
ASBESTOPFER sda. Personenschä-
den sollen in Zukunft erst nach 30 
Jahren verjähren. Das hat die Rechts-
kommission des Nationalrats beschlos-
sen. Den Opfern der Vergangenheit 
bringt diese Revision des Verjährungs-
rechts jedoch nichts: Eine Rückwirkung 
hat die Kommission abgelehnt.

Motion für Entschädigungsfonds
Mit Rücksicht auf die Asbestopfer 

hatte die Kommission nach einer ge-
rechten Lösung für bereits eingetre-
tene Schäden gesucht. Eine solche 
hat sie nur indirekt gefunden: Die 
Rechtskommission beschloss eine 
Motion, welche einen Entschädi-
gungsfonds für Asbestopfer verlangt, 
die keine Ansprüche mehr geltend 
machen können. 

In den übrigen Punkten der Revision 
ist die Kommission im Wesentlichen 
dem Bundesrat gefolgt, wie die Parla-
mentsdienste gestern mitteilten. Dieser 
wollte ursprünglich das gesamte zivil-
rechtliche Verjährungsrecht vereinheit-
lichen. Forderungen sollten bis drei 
Jahre nach der Feststellung eines Scha-
dens geltend gemacht werden können, 
längstens aber zehn Jahre nach Fällig-
keit. Dies unabhängig vom Entste-
hungsgrund der Forderung – also auch 
für Ansprüche aus einem Vertrag. 
Davon rückte der Bundesrat nach 
Kritik in der Vernehmlassung aber ab.

Stattdessen schlug er eine Revision 
vor, die nur noch Forderungen aus 
unerlaubter Handlung und ungerecht-
fertigter Bereicherung betrifft: Für die-
se soll die relative Verjährungsfrist von 
drei Jahren gelten. Heute muss eine 
Forderung spätestens ein Jahr nach 
Feststellung des Schadens geltend ge-
macht werden.

Frist von 30 Jahren
Verlängert werden soll auch die 

absolute Verjährungsfrist für Forde-
rungen aus Personenschäden. Diese 
sollen nicht nur zehn, sondern 30 Jah-
re ab Entstehung geltend gemacht 
werden können. Hintergrund sind 
Gesundheitsschäden, die erst nach 
langer Zeit feststellbar sind, beispiels-
weise durch Asbest.

Bald werden Thurgauer Schüler erst in der 
Sekundarschule Französischunterricht erhalten.
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